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I. Einleitung 

Vor allem im unternehmerischen Geschäftsalltag sind AGB und die damit zusam-

menhängenden Problemstellungen die mit am häufigsten zu prüfenden Vorgänge 

aus der Perspektive eines in- oder externen Rechtsberaters und haben daher eine 

außerordentlich hohe Bedeutung.1  

In der klassischen Rechtsberatung, d.h. vorwiegend in der anwaltlichen und/oder 

kanzleinahen Tätigkeit, werden AGB anhand der aktuellen Rechtsprechung, der herr-

schenden Meinung auf Basis der einschlägigen (Kommentar-)Literatur und der da-

nach anwendbaren Rechtsvorschriften einer genaueren rechtlichen Prüfung und Be-

wertung unterzogen. Dies führt meistens dazu, dass der beauftragte Rechtsberater 

den Großteil der überprüften Klauseln für unwirksam, undurchsetzbar oder zumin-

dest als rechtlich bedenklich einstuft. Schlichtweg unmöglich ist es heutzutage ge-

worden, Klauseln im AGB-rechtlichen Rahmen zu entwerfen, die 100% Rechtssi-

cherheit gewährleisten können.2  

Effizienz, Wirtschaftlichkeit und schließlich Profitabilität sind Schlagworte der moder-

nen Betriebswirtschaftslehre, die den unternehmerischen Verkehr stark beeinflussen 

und die Unternehmen bzw. die Unternehmensführung prägen. Die Standardisierung 

jeglicher Strukturen, Prozesse und Dokumente eines Unternehmens ist u.a. daher 

ein entscheidender Faktor, um den Inhalt dieser Konzepte zu verwirklichen.3 Diese 

Vorgehensweise betrifft freilich auch die meisten Vertragswerke und lässt grundsätz-

lich immer mehr Verträge oder Vertragspassagen zu AGB werden bzw. sind Texte 

als solche einzustufen. Dementsprechend führen große Teile von juristischen Prü-

fungen, wie in vorstehendem Absatz bereits angeführt, zwangsläufig zur beschriebe-

nen Conclusio. Dies auch vor dem Hintergrund der Haftungsfrage, die sich vor allem 

ein externer Rechtsberater immer vor Augen führen muss. Denn auch wenn am 

Ende der rechtlichen Würdigung eine Handlungsempfehlung gegeben oder zumin-

dest eine Tendenz hierzu geäußert wird, so liegt die finale Risikobewertung und Ent-

scheidung beim Unternehmen/bei dessen Leitung, da es sich dabei i.d.R. schließlich 

um eine wirtschaftliche Entscheidung handelt. Das Fazit des Unternehmers (bzw. 

Unternehmens) ist daher oftmals, dass die rechtliche Würdigung des AGB-Sachver-

                                            
1  Coester, AGB-Recht, Vorbem zu §§ 305 ff. Rn. 24. 
2  Coester, AGB-Recht, a.a.O. 
3  Coester, AGB-Recht, Vorbem. zu §§ 305 ff. Rn. 3; Palandt/Bassenge, Bürgerliches Gesetzbuch, 

S. 423 Rn. 4-6. 
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halts nur noch mehr Bedenken aufwirft, das Unternehmen bei seinen Aktivitäten 

„ausbremst“ und die Entscheidung am Ende dennoch durch die Leitung selbst getä-

tigt werden muss. In den meisten Fällen werden Verträge daher – wenn überhaupt 

und insbesondere alltägliche Standard-Verträge des Unternehmens betreffend – nur 

einer sehr rudimentären (ex ante-)Prüfung im Hinblick auf AGB-rechtliche Fragen 

unterzogen, um Wirtschaftlichkeit und Profitabilität nicht zu gefährden.  

Demgegenüber steht der Unternehmensjurist, der als Inhouse-Berater fungiert und 

von dem das Unternehmen bzw. die Unternehmensführung im Vergleich zum exter-

nen Kollegen alle zuvor genannten Bedenken nicht erwartet, sondern im Idealfall ein 

sofortiges „go“ voraussetzt oder doch erhofft. Nun muss der Unternehmensjurist zu-

nächst allerdings dieselben Prüfungsmaßstäbe ansetzen wie schon der externe Be-

rater und würde dementsprechend i.d.R. zu einem gleichen oder ähnlichen Prü-

fungsergebnis kommen. Der moderne Unternehmensjurist ist allerdings viel stärker 

ein Rechtsmanager als noch der klassische Rechtsberater und kann bzw. muss da-

her auch verschiedene andere Aspekte zur Gesamteinschätzung heranziehen. Er 

konzentriert sich nicht nur auf die rechtlichen Themen, sondern bezieht unterneh-

menspolitische Faktoren, Richtlinien rund um die Compliance-Struktur (bspw. Ver-

sicherungen und deren Bedingungen, interne und externe Regularien etc.)4 und letzt-

lich auch die Risikobereitschaft, d.h. u.a. die strategische und operative Ausrichtung 

des Unternehmens in die Gesamtbewertung – auch in Bezug auf die rechtliche Wür-

digung – mit ein. Er betreibt dabei also ein Risikomanagement, bei dem er insbeson-

dere eine Risikoanalyse aus der Gesamtbetrachtung aller für den Sachverhalt rele-

vanten Parameter heraus vornimmt, und kann (nur) so – wie von ihm erwartet – nicht 

nur eine Einschätzung, sondern darüber hinaus eine konkrete Handlungsempfehlung 

für die Geschäftsleitung abgeben. Dies freilich auch vor dem Hintergrund, dass er 

nicht in dem gleichen Umfang wie der externe Kollege mit der Haftungsthematik 

konfrontiert wird (oder werden sollte). Der moderne Unternehmensjurist gerät 

dadurch allerdings zunehmend auch in die Rolle eines strategischen Unternehmens-

beraters, von dem erwartet wird, dass er Lösungswege für die Geschäftsleitung auf-

zuzeigen vermag, um ein ganzheitlich optimales Ergebnis zu gewährleisten, d.h. ein 

                                            
4  Mit „Bedingungen“ ist hier insbesondere die Fragestellung zu verstehen, wann etwaige Haftungs-

ansprüche auch tatsächlich von Versicherungen gedeckt sind bzw. umgekehrt und, fast noch 
wichtiger, wann bzw. bei welchen Ansprüchen dies nicht der Fall ist. Es geht also nicht um die 
Terminologie der §§ 158 ff. BGB. 




